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7. Zusammenfassung

HDPE-Rohre nach VSM 18305 haben als Diker und Aus-
laufleitungen ihre Bewahrungsprobe bestanden. Eine Viel-
zahl von Dikern wurden im letzten Jahrzehnt durch
Flisse, Seen und Gewasser verlegt. Die guten Eigenschaf-
ten des Rohrwerkstoffes Hartpolyathylen wie chemische
Bestandigkeit, geringes Gewicht und grosse Flexibilitat ha-
ben diese Rohre fiir den Diikerbau unentbehrlich werden
lassen. Bei der Berechnung ist zu beachten, dass der
Werkstoff Hartpolyathylen — wie alle thermoplastischen
Kunststoffe — fliesst, so dass nicht der Kurzzeit-E-Modul,
sondern der wesentlich kleinere Kriechmodul fur die vor-
gesehene Lebensdauer eingesetzt werden muss.
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Flhrt der Gewdsserschutz zu
Enteignungsentschéddigungen?
Von unserem Bundesgerichtskorrespondenten

Das eidgendssische Gewasserschutzgesetz (GSchG) be-
grenzt die Uberbaubarkeit des Bodens. Verliert ein Grund-
eigentimer infolge des GSchG die Mdéglichkeit, sein Land
zu Uberbauen, so bildet dies nicht ohne weiteres einen
enteignungsahnlichen Tatbestand, der eine Entschadi-
gungspflicht des Gemeinwesens hervorrufen wiirde. Aus-
nahmsweise kann aber die Beschriankung der Uberbau-
barkeit nach GSchG einen Eigentumer enteignungséhn-
lich treffen, so dass er zu entschadigen ist. Dies ergibt sich
aus einem Urteil der 1. Offentlichrechtlichen Abteilung des
Bundesgerichtes vom 9. 11. 1979.

In Zizers war mehreren Eigentimern von Parzellen die
Uberbauungsméglichkeit durch die Inkraffset_zung des eid-
genossischen Gewadsserschutzgesetzes abgeschnitten
worden. Die Grundstiicke befanden sich planerisch im so-
genannten «Ubrigen Gemeindegebiet». Dieses wird land-
wirtschaftlich genutzt. Doch befinden sich darin auch ei-
nige friher bewilligte Wohnhéduser. Die Enteignungskom-
mission | des Kantons Graubiinden sprach den Eigentu-
mern der uniiberbauten Parzellen wegen materieller Ent-
eignung eine Entschadigung auf Kosten der Gemeinde zu,
welche die Baubewilligungen gestiitzt auf Gewasser-
schutzrecht verweigert hatte. Das Verwaltungsgericht des
Kantons Graubiinden hob aber die Entschadigungspflicht
wieder auf.

Die Begrenzung des Baugebietes sei gewasserschutzpoli-
zeilich begriindet. Polizeiliche Eigentumsbeschrankungen
zoégen keine Entschadigungspflicht nach sich. Die betrof-
fenen Eigentimer machten hierauf mit staats- und verwal-
tungsrechtlicher Beschwerde vor Bundesgericht geltend,
das eidgendssische Gewasserschutzrecht verfolge nicht
nur polizeiliche, sondern auch raumplanerische Ziele. Es
konne infolgedessen durchaus eine entschadigungspflich-
tige materielle Enteignung vorliegen.

Das Bundesgericht bestétigte zwar den Beschwerdefiih-
rern, dass die gewésserschutzrechtlichen Uberbauungs-

begrenzungen nicht nur polizeilicher, sondern auch plane-
rischer Natur seien. Das eidgendssische Gewdasserschutz-
recht legt indessen den Inhalt des Grundeigentums aus-
serhalb der Bauzonen oder des Gebietes der generellen
Kanalisationsprojekte der Gemeinden fir die ganze Eidge-
nossenschaft einheitlich fest. Es ruft daher keiner Ent-
schadigungspflicht, die nur bei besonderer Beschréankung
einzelner Eigentimer eintritt.

Das Bundesgericht fand bei den Beschwerdefiihrern keine
solche und wies daher deren Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde ab. Da diese an sich das zutreffende Rechtsmit-
tel gewesen war, brauchte das Gericht auf die nur bei Feh-
len anderer Moglichkeiten zulédssige staatsrechtliche Be-
schwerde nicht einzutreten.

Die hier in Frage stehenden Regeln sind jene von Artikel
19 und 20 des eidgendssischen Gewdasserschutzgesetzes
(GSch@G). Sie sehen vor, dass Baubewilligungen fir den
Neu- und Umbau von Bauten und Ablagen aller Art nur in-
nerhalb der Bauzonen oder — wo solche fehlen —innerhalb
des Gebietes erteilt werden dirfen, das im generellen Ka-
nalisationsprojekt abgegrenzt ist. Die Bewilligung einer
Baute ist nur dann zulédssig, wenn der Anschluss der Ab-
waésser an die Kanalisation gewahrleistet ist. Ausserhalb
dieses Gebietes durfen Baubewilligungen nur erteilt wer-
den, sofern der Gesuchsteller ein sachlich begriindetes
Beddrfnis nachweist.

Die vom GSchG vorgenommene Regelung dient in erster
Linie der Abwehr einer abstrakten, das heisst noch nicht
unmittelbar im Einzelfall fassbaren Gefahrdung des Was-
sers. Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung ist
eine Entschadigung von polizeilich begriindeten Eigen-
tumsbeschrankungen jedoch nur ausgeschlossen, wenn
sie der Abwehr unmittelbar drohender Gefahr dienen.
Nicht von vornherein ausgeschlossen ist eine Entschéadi-
gung, wenn mit der Beschrdnkung nur eine mehr allge-
meine, grundsatzliche Gefahr gebannt werden soll, wie
hier bei diesen planerischen Regeln. Diese gestalten ande-
rerseits als verfassungsmassiges offentliches Recht den
Inhalt des Grundeigentums. Aus der Eigentumsgarantie
der Bundesverfassung kann der Eigentimer daher keine
Zusicherung aller Nutzungsmadglichkeiten auf alle Zeiten

" ableiten. Insbesondere bezieht er daraus keinen Anspruch

auf Erschliessung des Landes und auf Dienste 6ffentlicher
Anstalten.

Nur wenn der Eigentimer im bisherigen oder im voraus-
sehbaren kiinftigen Gebrauch seiner Sache in besonders
schwerer, wesentliche Befugnisse entziehender Weise be-
schrankt wird oder ein rechtsungleiches Sonderopfer ge-
genuber der Allgemeinheit zu erbringen héatte, wird er
auch durch sonst grundsatzliche entschadigungslos hin-
zunehmende planerische Begrenzungen entschadigungs-
berechtigt. Das ist etwa der Fall, wenn er so die Uberbau-
ungsmaoglichkeit mit erheblichen eigenen Kosten baureif
gemachten oder grob erschlossenen Landes verliert.

Im vorliegenden Fall ging es um Land, das eindeutig aus-
serhalb des Baugebietes lag. Aussichten, die Uberbauung
zu verwirklichen, hatten sich erst nach dem Inkrafttreten
des dafir hinderlichen GSchG ergeben. Es fehlten damals
auch noch einige Merkmale der Baureife. Das Bundesge-
richt erblickte in dieser Situation einen Normalfall ohne je-
des Sonderopfer der Betroffenen. Auch fiir eine Entscha-
digung aus Treu und Glauben, wie sie bei verbindlichen,
doch nicht eingehaltenen Zusicherungen des Gemeinwe-
sens in Frage kommt, sah es keinen-Anlass.

Adresse des Verfassers: Dr. iur. Roberto Bernhard, Mythenstrasse 56, 8400
Winterthur.

«wasser, energie, luft — eau, énergie, air»

73. Jahrgang, Heft 1/2, CH-5401 Baden




	Führt Gewässerschutz zu Enteignungsentschädigungen?

